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als Schiedsrichter in Erscheinung treten, sondern die Auf­
gabe erfüllen, die ihnen durch die Verfassung und andere 
Gesetze zugeordnet ist: das Territorium, die Unabhängigkeit 
und die Souveränität des Landes zu schützen.

Doch die reaktionären Kräfte im Offizierskorps waren 
nicht bereit, ihre Unterordnung unter die Zivilregierung an­
zuerkennen und das Gerichtsverfahren gegen ihre ehemali­
gen Oberbefehlshaber widerspruchslos hinzunehmen. Sie 
standen hinter Bombenanschlägen, Morddrohungen und Ent­
führungen, die sich seit Eröffnung des Prozesses häuften/1 
Einige riefen sogar offen zur Revolte gegen die Regierung 
auf. Ziel ihrer Destabilisierungsversuche war es vor allem, 
erneut ein Klima der Gewalt zu erzeugen, um die Demokra­
tisierung zu lähmen. Die Arbeit der Justiz sollte beeinträch­
tigt und die Bemühungen des Präsidenten um eine Harmo­
nisierung der Beziehungen zwischen Zivilregierung und 
Streitkräften sollten torpediert werden.

Im Hinblick auf die Situation in den Streitkräften betonte 
Staatsanwalt Strassera in seinem Plädoyer Mitte September 
1985, daß eine strenge Bestrafung der Angeklagten im Inter­
esse einer Abschreckung vor künftigen Staatsstreichen und 
Machtmißbrauch nötig sei.- Während der Zeugenvernehmung, 
die 17 Wochen in Anspruch nahm und bei der 845 Zeugen 
gehört wurden, ergab sich ein umfassendes Bild der Repres­
salien in der Zeit der Militärdiktatur. Immer wieder wurde 
dokumentiert, daß die Militärs Zustände geschaffen hatten, 
deren Tragik in der Geschichte Argentiniens ohne Beispiel 
ist. Insgesamt wurden den neun Angeklagten Mord in 
264 Fällen, Entführung in 1 879 Fällen, Folterung in 
882 Fällen sowie' Dutzende Fälle von Raub, Fälschung, Er­
pressung und anderen Verbrechen nachgewiesen. Staatsan­
walt Strassera, der für die meisten Angeklagten lebensläng­
liche Haftstrafen beantragte, bewies darüber hinaus, daß der 
Terror nicht das Werk einzelner Offiziere war, die sich nicht 
an die Dienstordnung hielten, wie das die Angeklagten dar­
zustellen versuchten. In der Anklageschrift hieß es dazu klar 
und deutlich: Die Militärjunta Argentiniens habe ein Re­
gime des „geheimen, grausamen und feigen Staatsterroris­
mus “4 5 6 errichtet.

Das Urteil und seine Auswirkungen

Am 9. Dezember 1985 wurde das Urteil in Abwesenheit von 
acht Angeklagten, die sich in Militärgewahrsam befanden, 
verkündet: Der ehemalige Staatspräsident General Videla 
und das frühere Junta-Mitglied Admiral Massera wurden zu 
lebenslangem Freiheitsentzug verurteilt; der ehemalige 
Staatspräsident General Viola erhielt eine Freiheitsstrafe 
von 17 Jahren. Admiral Lambruchini wurde zu 8 Jahren und 
General Agosti, früherer Befehlshaber der Luftstreitkräfte, 
zu 4 Jahren und 6 Monaten Gefängnis verurteilt. Die übrigen 
vier angeklagten Generale und Admirale wurden freige- 
sprochen.S

Erstmals wurden damit in Lateinamerika Militärs wegen 
Verbrechen zur Rechenschaft gezogen, die sie während ihrer 
Regierungszeit begangen hatten.

Mit dieser Urteilsverkündung war der die argentinische 
Öffentlichkeit bewegende Prozeß aber noch nicht abgeschlos­
sen. Zwar hat der Oberste Gerichtshof Argentiniens in ei­
nem Mehrheitsbeschluß Ende 1986 Verfassungsklagen der 
ehemaligen Junta-Mitglieder abgewiesen, die sich gegen die 
Zuständigkeit des Bundesappellationsgerichts für Militäran­
gehörige, gegen die Zulässigkeit der Amnestieaufhebung vom 
Dezember 1983 und gegen die Billigung der weiteren Straf­
verfolgung durch Aufrechterhaltung der erstinstanzlichen 
Urteile richteten. Andererseits wurden die Anträge der 
Staatsanwaltschaft auf höhere Strafen ebenfalls abgelehnt. 
Außerdem ging es um die Strafverfolgung von rund 
2 000 Offizieren und Sicherheitsbeamt an, die persönlich ge­
foltert und getötet hatten. Zunächst wu .de dem früheren Po­
lizeichef der argentinischen Hauptstadt. General Camps, und 
sechs seiner engsten Mitarbeiter vor de n Appellationsgericht 
in Buenos Aires der Prozeß gemacht.7 Neben den strittigen 
Täterschaftsfragen ging es vor allem um lie Klärung des In­
halts des Gehorsamsgebots im Militärstra !recht.

Die schwierige Aufgabe, nach acht Jahren Militärdiktatur 
die Demokratisierung der Streitkräfte in Angriff zu nehmen, 
fiel dem damaligen Verteidigungsminister Raul Bprras, ei­
nem engen Mitarbeiter Präsident Alfonsens, zu. Er begann 
mit einer Umstrukturierung der Streitkräfte, die deren Ent­
politisierung dienen sollte. Das Ziel war es, die Streitkräfte 
in ein loyales Instrument der zivilen bürgerlichen Regie­
rung zu verwandeln.

Trotz der vier Freisprüche fanden sich die reaktionärsten 
Kreise in den Streitkräften mit dem Prozeß und seinem Er­

gebnis nicht ab; sie, fürchteten, daß damit für ganz Latein­
amerika ein Exempel statuiert worden war. Morddrohungen 
und Bombenanschläge auf progressive Politiker und Richter 
sollten erneut Furcht und Schrecken im Lande verbreiten 
und es für einen weiteren Staatsstreich reif machen. Anfang 
Dezember 1986 forderte der damalige Armeeoberbefehlsha­
ber, General Medina, seine Untergebenen offen auf, gericht­
lichen Vorladungen künftig nicht mehr Folge zu leisten.

In dieser Situation glaubte Präsident Alfonsin eine Kon­
frontation mit den Streitkräften nicht riskieren zu können. 
Ein sog. Schlußpunkt-Gesetz (ley de punto final) sollte die 
Einstellung weiterer Untersuchungen von Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit bewirken und damit bei den Streitkräf­
ten Loyalität erzielen. Ein solches Gesetz kam auch jenen 
Teilen der national-reformistischen Bourgeoisie entgegen, 
die nach einem „Klassenfrieden im Innern“ strebten. Alle 
Aktivitäten im Zusammenhang mit dem „Schlußpunkt“-Ge­
setz wurden mit dem Begriff der „nationalen Aussöhnung“ 
verbrämt: Die werktätigen Massen sollten für-ein objektiv 
nicht in ihrem Interesse liegendes Gesetz gewonnen werden, 
das dem Demokratisierungsprozeß abträglich ist.

Am 24. Dezember 1986 Unterzeichnete der Staatspräsident 
das Gesetz, wonach Menschenrechtsverletzungen, die wäh­
rend der Militärdiktatur begangen worden waren, nicht 
mehr strafrechtlich verfolgt werden sollten. Die zivilen 
Justizbehörden und Privatpersonen hatten danach noch 
60 Tage Zeit, Beschuldigungen gegen Militärs, Polizisten und 
Zivilpersonen vorzubringen, die in jenen Jahren Menschen­
rechtsverletzungen begangen hatten. Um die anhängigen 
Verfahren voranzubringen, hatten die zivilen Justizbehör­
den auf die üblichen Gerichtsferien verzichtet und die Nächte 
durchgearbeitet. Außerdem entzogen die zivilen Justizbehör­
den der Militärjustiz mehr als 100 Ermittlungsfälle, um sie 
noch vor Ablauf der Verjährungsfrist zu prüfen.8

Offiziersrevolte und Suche nach Kompromißlösungen 
zur Amnestierung

Doch dieser Balanceakt zwischen Versöhnung und Verurtei­
lung fnißlang. Einerseits waren die Opfer der Juntadiktatur 
und deren Angehörige nicht bereit, die Verbrechen zu ver­
geben und zu vergessen; andererseits ließen sich die reaktio­
nären Militärs durch eine Teilamnestie nicht beschwichtigen. 
Über zweihundert neue Anklagen, die die Zivilgerichte bis 
zum festgelegten Stichtcg jetzt auch, gegen noch im aktiven 
Dienst stehende Offizien erhoben, mündeten schließlich im 
April 1987 in einer Offiziersrevolte. Deren Anführer forder­
ten die Regierung ultimativ auf, alle Verfahren gegen Ar­
meeangehörige einzustellen und die bereits Verurteilten 
freizulassen.

In dieser gespannten Situaiion, die gewaltige Massenak­
tionen für die Demokratisierung des Landes auslöste, ent­
stand eine breite Einheitsfront, die von Parteien und Ge­
werkschaften mit Masseneinfluß über das bürgerliche Regie­
rungslager bis zu verfassungstreuen Militärs reichte. Ihr 
Ziel war es, einen Rückfall in die Militärdiktatur zu verhin­
dern.

Auf der Suche nach Kompromißlösungen traf Präsident 
Alfonsin am 22. April 1987 mit dem Präsidenten des Ober­
sten Gerichtshofs Argentiniens, Jose Severo Caballero, zu­
sammen. Einen Tag später wies der Oberste Gerichtshof die 
vorinstanzlichen Gerichte an, ihm Einzelheiten über die lau­
fenden Menschenrechtsprozesse gegen Offiziere mitzuteilen, 
und stoppte auf diese Weise den Fortgang dieser Verfahren. 
Die fünf Richter des Obersten Gerichtshofs begannen da­
nach mit Beratungen, ob für die beschuldigten Militärs ein 
Befehlsnotstand geltend gemacht werden könnte.

Auf parlamentarischer Ebene setzten gleichzeitig Bemü­
hungen um die Verabschiedung eines weitergehenden Am­
nestiegesetzes ein. Mitte Mai 1987 stimmten nach knapp 
30 Stunden Debatte im Abgeordnetenhaus 119 Abgeordnete 
dem von der Regierung eingebrachten Gesetzentwurf über 
den Befehlsnotstand zu; 59 Abgeordnete votierten dagegen. 
Auch im Senat gab es Widerstand. Doch am 8. Juni 1987 trat 
das Gesetz in Kraft: Es räumt Armee- und Polizeiangehöri­
gen, die Menschenrechtsverletzungen begangen haben, gene­
rell ein, unter Befehlsnotstand gehandelt zu haben. Es er­
achtet sie als Befehlsempfänger, die an die militärische Ge-
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